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Tagesbetreuung: klagen oder mitfinanzieren

„Bund und Land lassen uns keine Chance zur Verbesserung des Angebots“

Stuttgart.  Der Gemeindetag kritisiert das neue Gesetz zum Ausbau der Tagesbetreuung. „Unsere Städte und Gemeinden wollen eine Verbesserung des Betreuungsangebots für ihre Kinder unter 3 Jahren. Bund und Land lassen ihnen finanziell bisher keine Chance dazu,“ sagte der Hauptgeschäftsführer Gemeindetags, Dr. Christian O. Steger.
„Die Bundesregierung hört nicht auf, Politik zulasten der kommunalen Kassen zu machen. Jüngstes Beispiel ist das neue Gesetz zum Ausbau der Tagesbetreuung von Kleinkindern,“ kritisierte Steger. Die Gegenfinanzierung aus Einsparungen durch Hartz IV sei ein ‚ungedeckter Scheck’.

„Das Land muss sich dagegen wehren und Klage erheben ‑ schon aus Fürsorge für seine Gemeinden,“ verlangte Steger. Wenn die Landesregierung dazu nicht bereit sei, müsse sie den Ausbau der Betreuungsangebote aus Haushaltsmitteln mitfinanzieren.

Der von der Sozialministerin angekündigte Ausbau auf eine Versorgungsquote von 10 % entspricht rund 30.000 Plätzen, eine Verdoppelung der heutigen Kapazitäten. Das würde 200 bis 300 Millionen Euro jährlich kosten, rechnet der Gemeindetag. Die Kosten hängen wesentlich von der Form der Betreuung ab. Hinzu kämen, je nach den unterschiedlichen örtlichen Verhältnissen, beträchtliche Investitionen in bestehende oder neue Einrichtungen, ohne die Kleinkinder unter 3 Jahren nicht betreut werden könnten.

Bei der Tagesbetreuung für Kleinkinder müsse auch ein ‚Betreuungsmix’ aus altersgemischten Gruppen, Tagespflege und Krippen möglich sein. Sie sei sehr personal- und kostenintensiv. Das werde durch die rückläufige Zahl der Kinder im Kindergartenalter keineswegs kompensiert. Der Gemeindetag setzt auf die Anknüpfung an das Kindergartengesetz des Landes, wo sich die örtliche Bedarfsplanung bereits bestens bewährt habe. Darüber hinaus bedürfe es keiner Vorgaben.

Der Bund müsse es unterlassen, den Gemeinden direkt Aufgaben und Finanzierungsverpflichtungen aufzuerlegen, wie das von der Föderalismuskommission beabsichtigt war. Zudem müsse das Konnexitätsprinzip (‚Wer bestellt, zahlt!’) auch in der Landesverfassung so fortgeschrieben werden, dass Vorgänge wie das Tagesbetreuungsausbaugesetz von der Finanzverantwortung des Landes für den Gemeinden neu übertragene Aufgaben erfasst würden.
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